
Flächen mit Pflanzbindung Nr. 2 sind mit einer heimischen Hochstaudenmischung mit 
authochthonen Saatgut mit einem Kräuteranteil von 100 % anzusähen und extensiv zu 
pflegen. Die Ansaat erfolgt auf Rohboden oder abgemagertem Boden. Die Flächen 
können zusätzlich mit Kleinsträuchern mit einem Anteil 30% begrünt werden.

12.17 Als Mindestanforderung für Dachbegrünungen ist eine Extensivbegrünung mit mind. 10 
cm starker strukturstabiler Vegetationsschicht herzustellen. Die Planung, Ausführung 
und Pflege ist gemäß den Richtlinien der Forschungsgesellschaft 
Landschaftsentwicklung/Landschaftsbau (FLL) durchzuführen. 

4. BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

4.1

4.3

Im Allgemeinen Wohngebiet wird die offene Bauweise festgesetzt. 

4.5

Die Erdgeschossniveaus der Reihenhäuser in den Bauräumen 12, 13, 14 und 15 
liegen je Bauraum auf einer einheitlichen durch Planzeichen 6.2 festgesetzten Höhe.

In den durch Planzeichen festgesetzten Vorzonen für Balkone sind durchgehende 
Bauraumüberschreitungen in einer Tiefe von 1,10 m zulässig. Darüber hinaus sind bis 
zu einem Viertel der Gebäudelänge Auskragungen bis zur maximalen Tiefe der 
Vorzonen von 2,20 m zulässig. Diese Auskragungen können versetzt liegen und in 
mehrere Auskragungen aufgeteilt sein. In den jeweils obersten Geschossen sind 
Auskragungen ausgeschlossen. 

4.4 Erdgeschossige Eingangsvorbauten außerhalb der Baugrenzen sind auf jeweils 1 
Vordach je Bauraum und 1 weiteres bei Bauraum 11 mit einer Tiefe von maximal 2,0m 
beschränkt. Die Breite ist auf höchstens 3 m begrenzt. Dies gilt nicht für die geplante 
Reihenhausbebauung in Bauraum 12 - 15. Hier sind die Vordächer auf eine Breite von 
2 m und eine Tiefe von 1,50 m beschränkt. 

4.2 Haupteingänge zur Wohnnutzung sind nur auf den nördlichen Gebäudeseiten zulässig. 
Die Nichtwohnnutzung im EG des geplanten Gebäudes in Bauraum 7 ist hiervon 
ausgenommen. 

3. ABSTANDSFLÄCHEN

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

2.1 Die maximale Wandhöhe (WH) bezieht sich auf die durch Planzeichen 6.2 festgesetzte 
maximale Fertig-Fussbodenhöhe im Erdgeschoss und endet mit der Oberkante der 
Attika. 

2.2 Die maximal zulässige Grundfläche darf durch Anlagen gem. § 19 Absatz 4 Nr. 1. - 3. 
BauNVO im Rahmen der Festsetzungen nach 7.1 bis 7.2 und 7.7 bis zu einer 
maximalen GRZ von 0,8 überschritten werden.

3. ABSTANDSFLÄCHEN

3.1 Abweichend von der Satzung über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe in der 
Stadt Freising (Abstandsflächensatzung) wird die Abstandsflächentiefe der 
Außenwände in Richtung westlicher Grundstücksgrenze des Baugrundstücks von 
Gebäuden in den Bauräumen 2, 3 und 4 auf 0,5 H reduziert.

3.2

Die maximal zulässige Grundfläche darf durch Anlagen gem. § 19 Absatz 4 Nr. 1. - 3. 
BauNVO im Rahmen der Festsetzungen nach 7.1 bis 7.2 und 7.7 bis zu einer 
maximalen GRZ von 0,8 überschritten werden.

3.3

Abweichend von der genannten Abstandsflächensatzung wird die 
Abstandsflächentiefe, die sich aus der festgesetzten maximalen Wandhöhe in den 
Bauräumen 12-15 nach Osten ergibt, um das erforderliche Maß bis zur Mitte der 
öffentlichen Straßenverkehrsfläche der Heinbogenstraße verkürzt. 

Abweichend von der genannten Abstandsflächensatzung wird die Abstandsflächentiefe 
auf das sich aus den bauplanerischen Festsetzungen ergebende Maß für folgende 
Bauräume reduziert: 
- Bauräume 1 und 8 zueinander
- Bauräume 2 und 5 zueinander
- Bauräume 3 und 6 zueinander
- Bauräume  4 und 7 zueinander
- Bauräume  7 und 11 zueinander
- Bauräume 8 und 12 zueinander
- Bauräume  9 und 13 zueinander
- Bauräume  10 und 14 zueinander
- Bauräume 11 und 15 zueinander

Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)
zulässig sind ausschließlich die Anlagen gem. § 4 Abs. 2 BauNVO, die Anlagen gem. 
§4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind dabei ausschließlich in den Erdgeschossen zulässig. 
Anlagen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO sind unzulässig.

II. Textliche Festsetzungen
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

1.3

1.1

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Fläche für Gemeinbedarf: Kindertagesstätte (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
Innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf sind Einrichtungen mit der Zweckbestimmung 
Kindertagesstätte zulässig. Das schließt die erforderlichen Stellplatzanlagen, 
Freianlagen sowie Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO ein. 

1.2 Im WA sind im Bauraum 7 im Erdgeschoss nur Nutzungen i. S. des § 4 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 BauNVO zulässig. Die Zulässigkeit der Tiefgaragenzufahrt als notwendiger 
Bestandteil der Tiefgarage i. S. des § 12 BauNVO bleibt unberührt. 

18 DIN Normen
Folgende in diesem Bebauungsplan genannten DIN-Normen können bei der Stadt 
Freising, Amtsgerichtsgasse 1, 85354 Freising eingesehen werden: 
- DIN 18005-1, Juli 2002, Schallschutz im Städtebau
- DIN 4150 Teil 2, Ausgabe Juni 1999, Erschütterungen im Bauwesen - Einwirkungen 

auf Menschen in Gebäuden
- DIN 4109, Januar 2018, Schallschutz im Hochbau; Teil 1 Mindestanforderungen, 

Teil 2 Rechnerische Nachweise
- DIN 18920, Juli 2014; Vegetationstechnik im Landschaftsbau- Schutz von Bäumen, 

Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen
- DIN 45691: 2006-12, Geräuschkontingentierung
- DIN 18196, Mai 2011; Erd- und Grundbau _ Bodenklassifikation für bautechnische 

Zwecke
- DIN 18040-3, Dezember 2014; Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 3 

Öffentlicher Verkehrs- und Freiraum
- ZTV-Vegtra-Mü (Stand: 7/2016), Zusätzliche Technische Vorschriften für die 

Herstellung und Anwendung verbesserter Vegetationstragschichten. 

Beleuchtungen sind insektenfreundlich auszuführen. d. h. keine Verwendung von 
Leuchtmitteln mit Streulicht sondern Leuchten mit zielgerichteter Lichtverteilung und 
Leuchtmittel mit nur geringem kurzwelligem Strahlungsanteil, z. B. LED-Leuchtmittel 
mit warmweißer Lichtfrarbe < 3.500 Kelvin. 

12.8

12. GRÜNORDNUNG

12.1 Die festgesetzte Bepflanzung ist nach Aufnahme der jeweiligen Nutzung der Gebäude 
spätestens in der darauf folgenden Vegetationsperiode  herzustellen. 

12.2 Die Begrünung und Bepflanzung ist entsprechend den planlichen und textlichen 
Festsetzungen anzulegen, zu erhalten und bei Verlust innerhalb von 12 Monaten 
wieder herzustellen. Notwendige Zugänge, die Fahrradstellplätze nach 9.7 sowie 
Feuerwehrzufahrten sind von den Begrünungsfestsetzungen gem. der Flächen für 
Pflanzbindungen Nr. 1- 4 ausgenommen. 

12.3 Für die als zu pflanzen festgesetzten Bäume sind standortgerechte, 
stadtklimaverträgliche Gehölze der Wuchsklasse I, II und III zu verwenden. Bei 
Baumstandorten innerhalb von Grünflächen sind für mind. 75 % der Gehölze 
standortgerechte heimischen Arten zu verwenden. Landschaftsfremde Gehölze wie 
Scheinzypresse und Thuja sowie Nadelgehölze sind unzulässig. 

12.4 Die Mindestpflanzgröße für die als zu pflanzen festgesetzen Bäume I. und II. 
Wuchsordnung beträgt Stammumfang 20-25 cm und für Bäume III. Ordnung 
Stammumfang 18-20 cm. 

12.7

Bei der Pflanzung von großen Bäumen I. und II. Wuchsordnung innerhalb von 
Belagsflächen sind mindestens 24 m² große, bei Bäumen III. Wuchsordnung mind. 12 
m² große spartenfreie und durchwurzelbare Pflanzflächen vorzusehen. Es sind auch 
überdeckte Baumscheiben zulässig, wenn dies aus funktionalen Gründen erforderlich 
ist und geeigente Pflanzsubstrate verwendet werden. Für Baumpflanzungen gilt die 
ZTV-VegTraMü. 

12.12 Die nicht überbauten oder befestigten Flächen sind als Pflanz-, Wiesen- oder 
Rasenflächen zu begrünen und auf Dauer zu erhalten. 

12.13 Wiesenflächen sind mit einer heimischen Wildkräutermischung mit einem Kräuteranteil 
von mind. 30 %, Rasenflächen als Kräuterrasen mit einer heimischen 
Wildkräutermischung mit einem Kräuteranteil von mind. 20 % anzusähen. 

12.5 Auf den Flächen mit Pflanzbindung 1, 3 und 4 sind pro angefangener 300 m² entweder 
ein standortgerechter Laubbaum III. Ordnung, zwei Großsträucher oder ein Obstbaum 
zu pflanzen. Die durch Planzeichen als zu pflanzen festgesetzten Bäume werden 
hierbei berücksichtigt. 

12.15 Fensterlose ungegliederte Fassadenabschnitte mit einer Fläche von mehr als 30 m² 
sind mit Kletterpflanzen im Abstand von max. 5 m zu begrünen. 

12.16 Flächen mit Pflanzbindung Nr. 2 sind mit einer heimischen Hochstaudenmischung mit 
authochthonen Saatgut mit einem Kräuteranteil von 100 % anzusähen und extensiv zu 
pflegen. Die Ansaat erfolgt auf Rohboden oder abgemagertem Boden. Die Flächen 
können zusätzlich mit Kleinsträuchern mit einem Anteil 30% begrünt werden.

Stützwände sind durch Kletterpflanzen oder vorgesetzte Sträucher zu begrünen. 12.14

12.6

Flächen mit Pflanzbindungen über Tiefgaragen sind mit mind. 60 cm fachgerechten 
Bodenaufbau zu überdecken. 

12.17 Als Mindestanforderung für Dachbegrünungen ist eine Extensivbegrünung mit mind. 10 
cm starker strukturstabiler Vegetationsschicht herzustellen. Die Planung, Ausführung 
und Pflege ist gemäß den Richtlinien der Forschungsgesellschaft 
Landschaftsentwicklung/Landschaftsbau (FLL) durchzuführen. 

Befestigte Flächen sind nur in dem Umfang zulässig, wie sie für eine funktionsgerechte 
Grundstücksnutzung erforderlich sind.

Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist über offene 
Sickermulden, Sickerrinnen und/oder über unterirdisch eingebaute Rigolen auf dem 
Grundstück zu versickern. Notüberläufe sind zulässig. 

Bei Pflanzung von Bäumen I. und II. Wuchsordnung auf Tiefgaragen ist pro Baum auf 
einer Fläche von mindestens 10 m² ein fachgerechter Bodenaufbau von mindestens 
1,20 m vorzusehen. Bei Pflanzung von Bäumen III. Wuchsordnung ist ein 
fachgerechter Bodenaufbau von mind. 80 cm vorzusehen. 

Einfriedungen gem. 8.1 - 8.3 sind mit heimischen geschnittenen, standortgerechten 
Laubgehölzen zu hinterpflanzen. Die Hecken sind je Fläche mit Pflanzbindung Nr. 3 
einheitlich in einer Art auszuführen. Die Schnitthecken sind auf eine Höhe von max. 
1,80 m zu begrenzen. 

12.10

12.11

12.9 Von den grünordnerischen Festsetzungen kann in Lage und Fläche geringfügig 
abgewichen werden, soweit die Abweichung grünordnerisch vertretbar ist, die 
Grundzüge der Planung nicht berührt werden und die Abweichung unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen jeweils mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

textliche Hinweise

Energie
Zur Förderung der Energieeinsparung wird insbesondere auf das 
Gebäudeenergeigesetz (GEG) in der gültigen Fassung hingewiesen. Entsprechend 
müssen bei Neubauten die Nachweise zum Energieverbrauch vorliegen und 
Erneuerbare Energien für die Wärmeversorgung im gesetzlich geforderten Umfang 
genutzt werden. Das Quartierskonzept vom team für technik vom 26.06.2021 ist zu 
beachten.

1

Baugrund
Bezüglich der Bodenverhältnisse und den daraus resultierenden Schlussfolgerungen 
für Gründung und Versickerung wird auf das Baugrundgutachten von BGU vom 
08.12.2020 mit den Ergänzungen vom 02.03.2021 verwiesen.

2

Bodenmanagementkonzept
Im Zuge der Planungen wird ein Bodenmanagementkonzept vertraglich vereinbart und 
erstellt, das detailliert den Umgang mit dem anfallenden Erdaushub regelt und durch 
eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 ergänzt wird.

4

7

Ver- und Entsorgungsanlagen:
Bestehende Ver- und Entsorgungsanlagen sind bei der Bauausführung zu schützen 
bzw. zu sichern; sie dürfen nicht überbaut und die vorhandene Deckung nicht 
verringert werden. Im Falle von Neu- oder notwendiger Umverlegung von Ver- und 
Entsorgungsanlagen sind die jeweiligen Leitungsträger rechtzeitig zu informieren.

5

Kampfmittel
Es wird darauf hingewiesen, daß hinsichtlich Fundmunition aus dem 2. Weltkrieg jeder 
Grundstückseigentümer verpflichtet ist, vor Beginn etwaiger Arbeiten eine 
Gefahrenerforschung vorzunehmen. Das „Merkblatt über Fundmunition“ und die 
Bekanntmachung „Abwehr von Gefahren durch Kampfmittel (Fundmunition)“ des 
Bayerischen Staatsministeriums des Inneren sind zu beachten. 

8

Traglast Tiefgarage
Die Traglast der Tiefgaragendecke ist so zu bemessen, daß sie im Bereich der 
notwendigen Feuerwehrzufahrt und der Aufstellflächen für Fahrzeuge der Feuerwehr 
mit 10 t-Achslast und 16 t Gesamtgewicht gem. DIN 1055-3:2006-03 befahren werden 
kann. Es gilt die Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr.

Altlasten
Beim Auftreten von Bodenverunreinigungen oder Grundwasserverschmutzungen ist 
das Landratsamt Freising, Sachgebiet 41, unverzüglich zu verständigen. Es ist dafür 
Sorge zu tragen, dass bei entsprechend belastetem Material die Separierung, 
Untersuchung auf entsprechende Parameter sowie ggf. die ordnungsgemäße 
Entsorgung erfolgt.

9

Denkmalschutz
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine 
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem 
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen:
Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem 
Wasser in Tiefgaragen, Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindern. Kellerfenster 
sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor 
Lichtschächten, ausgeführt werden.

10

3

Erschließung
Zur Erschließung der Objekte im Geltungsbereich sind für die Verlegung von 
Gasversorgungsleitungen  und Wasserversorgungsleitungen geeignete Spartenräume 
in frühzeitiger Abstimmung mit dem jeweiligen Anschlussbüro der Stadtwerke Freising 
vorzusehen. Leitungstrassen der Freisinger Stadtwerke, die nicht über öffentlichen 
Grund führen, sind mittels entsprechender Dienstbarkeiten unentgeltlich und auf 
unbestimmte Dauer zur Verfügung zu stellen und zu unterhalten.

6

Stützwände sind zum Abfangen von Höhenunterschieden bis zu einer Maximalhöhe 
von 1,50 m zulässig. Die Oberkante der Stützmauer darf dabei die obere 
Geländeoberkante um max. 10 cm überschreiten. 

7. NEBENANLAGEN

7.1

Als Dachform ist für sämtliche Nebengebäude nur ein Flachdach bzw. flach geneigtes 
Dach mit einer maximalen Neigung von 7 ° mit dauerhafter extensiver Dachbegrünung 
zulässig.

7.5

Oberirdische Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der 
Bauräume, der Balkonanbauzonen gem. Planzeichen 6.3 und in den für Nebenanlagen 
gekennzeichneten Flächen entsprechend der durch Planzeichen festgesetzten 
Nutzung zulässig. Der Ausschluss gilt nicht für die Fläche für Gemeinbedarf 
Kindertagesstätte.

Im terrassierten Gelände sind Fertigfußbodenoberkante und Zugang zum 
Nebengebäude auf dem tieferliegenden Niveau der südliche angrenzenden Bauräume 
bzw. Wegeflächen anzuordnen. Die Wandhöhe ist auf dieses Bodenniveau zu 
beziehen.

7.6

Einfriedungen sind nur entlang der Flächen mit Pflanzbindung Nr. 4 "Wohnungsgärten" 
und entlang der westlichen und nördlichen Grenzen des Geltungsbereichs angrenzend 
an bestehende Wohnbebauung, in einer Höhe von max. 1,00 m sowie zur Umgrenzung 
der Außenspielbereiche der Gemeinbedarfsfläche, in einer Höhe von max. 1,50 m 
zulässig. 

8.1

Die Einfriedungen sind offen, sockellos als grüner Maschendrahtzaun oder Metallzaun 
und mit einer Bodenfreiheit von mind. 10 cm zu gestalten. Abschirmende Wirkung ist 
nur durch Begrünung zu erreichen. 

8.2

8.4

8. EINFRIEDUNGEN, STÜTZMAUERN, SICHTSCHUTZELEMENTE

7.3 Nebenanlagen (Müllsammelstellen, Notausgänge Tiefgaragen, Fahrradgaragen) sind 
in den Materialien Holz, Stahl oder Beton zu errichten und gestalterisch aufeinander 
abzustimmen.

Abweichend von Absatz 7.1 sind außerhalb von Bauräumen zulässig: 
- Kinderspielplätze gemäß Art. 7 Abs. 3 BayBO.
- Anlagen für die Versickerung von Niederschlagswasser gemäß 11.2.
- Nicht überdachte Fahrradstellplätze für Besucher gemäß Nr. 9.7 dieser Satzung.

7.7

6.3 Geländeabgrabungen sind unzulässig.

8.3 Einfriedungen oberhalb von Stützmauern dürfen nicht auf den Stützmauern montiert 
werden. Eine Montage an der rückwärtigen Seite der Stützmauer ist möglich. 

7.4

Die maximale Wandhöhe für Nebenanlagen ist auf 2,8 m beschränkt, mit Ausnahme 
der Nebenanlagen Fahrradabstellanlage unterirdisch und das Mobilitätszentrum. Hier 
beträgt die maximal zulässige Wandhöhe 3,10 m zzgl. Absturzsicherung von 1,0 m. 

Zwischen Wohnungsgärten sind Sichtschutzelemente in einheitlicher Größe und 
Gestaltung bis zu einer Höhe von 2,50 m und einer Tiefe von bis zu 2,80 m ab 
Fassade zulässig. 

8.5

Aufstellflächen für Müllbehälter zur Bereitstellung am Abholtag innerhalb der dafür 
ausgewiesenen Flächen für Nebenanlagen sind wasserdurchlässig zu gestalten. z. B. 
als Pflaster mit Rasenfuge, Rasengitterstein oder wassergebundene Decke.

7.8

7.2 Die durch Planzeichen festgesetzten Nebenanlagen für unterirdische 
Fahrradabstellanlagen und das Mobilitätszentrum sind unter der erdgeschossigen 
Gartennutzung des Bauraums 11 mit einer Höhe des Fertigfußboden von 458,44 m 
zulässig. 

11. BESEITIGUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER, VERSICKERUNG

Auf den Flachdächern und nicht überbauten Tiefgaragenflächen ist der Niederschlag 
zurückzuhalten. Der Abfluss ist so zu drosseln, so dass auch bei einem 100-jährlichen 
Niederschlagsereignis, das Wasser nur entsprechend einem 5-jährlichen 
Regenereignis mit 15 minütiger Dauer weitergegeben wird. 

10. IMMISSIONSSCHUTZ

10.1

10.2

Die Seitenwände und die Decke der Tiefgaragenzu und -ausfahrten sind 
schallabsorbierend mit einem bewerteten Schallabsorptionsgrad von aw ≥ 0,70 
auszukleiden. Die Tiefgaragentore sind nach dem Stand der Lärmminderungstechnik 
auszuführen.

Regenrinnen im Bereich der Tiefgaragenzufahrten sind nach dem Stand der 
Lärmminderungstechnik so zu errichten, dass bei der Überfahrt keine impulshaltigen 
Geräuschemissionen entstehen.

11.1

Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist über offene 
Sickermulden, Sickerrinnen und/oder über unterirdisch eingebaute Rigolen auf dem 
Grundstück zu versickern. Notüberläufe sind zulässig. 

11.2

max. Höhe in Metern ü. NN geplante Verkehrsfläche bzw. Geländeoberkante

6.2

466.55z.B.

Vorzone für Balkone gem. textlicher Festsetzung Nr. 4.56.3

Straßenbegrenzungslinie

Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 
Gemeinschaftsanlagen, gemäß Ziffer 6.6.1bis 6.6.9       

5. GRÜNFLÄCHEN
( §( 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB )

1 "Quartiersplatz"

Spielplatz, hier mind. 765 m²
 

5.1

5.1.1

6.1

6. SONSTIGE PLANZEICHEN

4.3

6.6

6.6.3 Fa Fahrradstellplatzfläche, überdacht  

Mit einem Gehrecht zu belastende Flächen zu Gunsten der 
Allgemeinheit, mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende 
Fläche zugunsten der Stadt Freising. 
Mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Flächen
zu Gunsten der Stadt Freising

6.5

6.4

4.4 Ein-/Ausfahrtbereich für Tiefgarage E/A

Mobilitätszentrum: zulässige Nutzungen Fahrradreparatur, 
E-Bike-Verleih, Fahrradabstellbereich, 

6.6.1

OK EG
463.10

1az.B. max. Fertig-Fußbodenhöhe Erdgeschoss im Bereich des Eingangs zur 
Wohnnutzung sowie im Erdgeschoss der Kita-Nutzung, Bezugshöhe 
für die Wandhöhe

Flächen mit Bindungen für die Bepflanzung und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß Ziffer 5.1.1 
bis 5.1.4

4 "Wohnungsgärten"

5.1.3

5.2

5.3 Öffentliche Grünfläche, Verkehrsbegleitgrün

5.4 Bäume zu pflanzen: 
Bäume I. und II. Ordnung zu pflanzen
Bäume III. Ordnung zu pflanzen

Carsharing Parkplatz4.2.3 CP

6.6.6 N Nebenanlagen, für Gartengeräte 

6.6.5 LastenradstellplatzflächeLR

3 "Privat zu begrünende Flächen"

5.1.4

2 "Blühstreifen"5.1.2

V

G

St Privater Stellplatz  6.6.2

MOB

6.6.4 Fau
Fahrradstellplatzfläche, unterirdisch

vorgeschlagene Aufteilung Straßenverkehrsfläche

Hinweise durch Planzeichen
bestehende Flurstücksgrenzen

bestehende Flurstücksnummern

1.1

1.2

1.4

z.B. 534/14

1.3 bestehendes Gebäude

1.5

1.6

Höhe bestehendes Gelände ü.NNz.B. 466.55

Private Wege, Erschließungsflächen

1.7

1.8 Bäume Bestand, zu entfernen

6.6.9

Umgrenzung von Flächen für Tiefgaragen 
und Zufahrten  TGa

6.6.6

Mü Müll 6.6.7

MüSt Private Aufstellfläche für Mülltonnen 
am Abholtag 

16,0z.B.10 Maßzahl in Metern 

6.7

N Nebenanlagen, für Gartengeräte 

6.6.8

TN Notausgang Tiefgarage

1.10

6.6.5 LastenradstellplatzflächeLR

1.9 Geländeschnitt mit Nummerierung

Baukörpervorschlag, bzw. Vorschlag
Teilung Reihenhäuser

S

Fläche für Versorgungsanlagen, Elektrizität

TR Trafostation

 

6.8

6.8.1

Abweichend von 4.5 darf bei den geplanten Gebäuden der Bauräume 5, 6, 9 und 10 
die durch Planzeichen festgesetzte Vorzone für Balkone in allen Obergeschossen über 
die gesamte Gebäudelänge bis zu einer Tiefe von 1,80 m ausgenutzt werden, sofern 
die Geschossfläche des obersten Geschosses 160 qm nicht überschreitet und das 
oberste Geschoss an drei Seiten um mindestens 1,50m von der Außenwand 
zurücktritt.

Bei zurückspringendem obersten Geschoss können Dachflächen des 
darunterliegenden Geschosses als nutzbare Freibereiche ausgeführt werden. Bei Haus 
11 ist diese nutzbare Dachfläche im Osten auf eine Tiefe von 3 m beschränkt.

4.5

5. DÄCHER

5.1

5.2

5.3

Es sind Flachdächer festgesetzt.

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind auf den jeweils obersten Dachflächen 
vollflächig zu errichten, mit Ausnahme der erforderlichen technischen Dachaufbauten 
inkl. benötigter Abstände sowie der benötigten Flächen für Sicherheitseinrichtungen 
(z. B. Seilsysteme, Sekuranten). Sie sind um das Maß ihrer Höhe vom inneren 
Dachrand zurückzusetzen. 

4.6

In den durch Planzeichen festgesetzten Vorzonen für Balkone sind durchgehende 
Bauraumüberschreitungen in einer Tiefe von 1,10 m zulässig. Darüber hinaus sind bis 
zu einem Viertel der Gebäudelänge Auskragungen bis zur maximalen Tiefe der 
Vorzonen von 2,20 m zulässig. Diese Auskragungen können versetzt liegen und in 
mehrere Auskragungen aufgeteilt sein. In den jeweils obersten Geschossen sind 
Auskragungen ausgeschlossen. 

6. AUFSCHÜTTUNGEN UND ABGRABUNGEN

6.1

4.6 Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Terrassen ausschließlich im Bereich der 
als Pflanzbindung Nr. 4 Wohnungsgärten dargestellten Flächen in Richtung Süden um 
maximal 2,8 m überschritten werden. 

6.3 Geländeabgrabungen sind unzulässig.

5.4

5.5

Sonstige Dachaufbauten wie Dachantennen und Satelitenschüsseln sind auf der 
jeweils obersten Dachfläche zulässig und sind mind. um das Maß ihrer Höhe vom 
Dachrand zurück zu versetzen. Satellitenschüsseln an Fassaden sind nicht zulässig. 

5.6

Abweichend von 5.1 und Planzeichen 3.5 können die geplanten Gebäude in den 
Bauräumen 5, 6, 9 und 10 geneigte Dächer aus mehreren Dachflächen mit einer 
Dachneigung von max. 20° aufweisen, sofern ihre Firstrichtung in Nord-Süd-Richtung 
verläuft und der Abstand zwischen jeweiligem Trauf- und Firstpunkt 4,0m nicht 
überschreitet.

Flachdächer, auch Dächer mit Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen, sind gem. 
12.17 dauerhaft extensiv zu begrünen. Ausgenommen hiervon sind Dachflächen auf 
denen nutzbare Freibereiche angeordnet sind. Die extensive Dachbegrünung ist auf 
Flachdächern in Kombination mit dem Drosseldach gem. 11.1 umzusetzen. 

6.2

Geländeaufschüttungen sind zulässig zur Auffüllung des nicht überbaubaren 
Geländes bis zur Oberkante der nächstgelegenen Erschließungsstraße, zur 
Anhebung der nicht unterbauten Grundstücksflächen innerhalb des 
Geltungsbereichs auf ein einheitliches Höheniveau, zur Anhebung von Freiflächen 
über unterbauten Bereichen gem. der festgesetzten Planungshöhen sowie zur 
Gestaltung der Freiflächen im Bereich der Gemeinbedarfsfläche. 

Nicht abgedeckte Lichtgräben/-schächte sind ausgeschlossen

Erdgeschossige Eingangsvorbauten außerhalb der Baugrenzen sind auf jeweils 1 
Vordach je Bauraum und 1 weiteres bei Bauraum 11 mit einer Tiefe von maximal 2,0m 
beschränkt. Die Breite ist auf höchstens 3 m begrenzt. Dies gilt nicht für die geplante 
Reihenhausbebauung in Bauraum 12 - 15. Hier sind die Vordächer auf eine Breite von 
2 m und eine Tiefe von 1,50 m beschränkt. 

Wärmepumpen werden auf den Dachflächen ausgeschlossen.  5.7

4.7 Fassadeneinschnitte für Logien sind auch im Bereich der festgesetzten Baulinen auf 
1/3 der Fassadenseite bis zu einer Tiefe von 2,50 m zulässig. 

Traglast Tiefgarage
Die Traglast der Tiefgaragendecke ist so zu bemessen, daß sie im Bereich der 
notwendigen Feuerwehrzufahrt und der Aufstellflächen für Fahrzeuge der Feuerwehr 
mit 10 t-Achslast und 16 t Gesamtgewicht gem. DIN 1055-3:2006-03 befahren werden 
kann. Es gilt die Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr.

Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen:
Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem 
Wasser in Tiefgaragen, Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindern. Kellerfenster 
sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor 
Lichtschächten, ausgeführt werden.

Wärmepumpen
Wärmepumpen sind entsprechend dem Stand der Lärmminderungstechnik zu errichten 
und zu betreiben (erforderlicher Schallleistungspegel LWA ≤ 50 dB(A)). 
Die durch den Betrieb einer Wärmepumpe verursachten Beurteilungspegel dürfen an 
den maßgeblichen Immissionsorten im Freien vor den geöffneten Fenstern von nach 
DIN 4109 schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen die folgenden um 6 dB(A) reduzierten 
Immissionsrichtwerte der TA-Lärm (Fassung vom 26.08.1998) nicht überschreiten:
• Allgemeines Wohngebiet am Tag (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr): 49 dB(A)
• Allgemeines Wohngebiet in der Nacht (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr, ungünstigste 
volle Nachtstunde maßgebend): 34 dB(A)
Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage um 
nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten.

Freiflächengestaltungsplan
Mit den Bauvorlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan im M 1:100 vorzulegen, mit 
- Darstellung der vorgesehen Vegetation einschl. Dach- und Fassadenbegrünung 

(Angaben zur Bepflanzung mit eindeutiger botanischer Bezeichung und Pflanzgröße,
-  Darstelung der befestigten Flächen, deren Nutzung, deren Oberfläche und 

Entwässerung
- Darstellung von Einfriedungen und Nebenanlagen

Gestaltleitfaden
Es wird darauf hingewiesen, dass für die Allgemeinen Wohngebiete sowie die 
öffentlichen Verkehrsflächen ein Gestaltungsleitfaden erarbeitet wurde. Dieser gibt 
Beispiele und Möglichlichkeiten zur Gestaltung für ein qualitätsvolles Quartier vor. Der 
Gestaltungsleitfaden ist Bestandteil der vertraglichen Regelungen zum 
Bebauungsplan. 

12

14

Bauökologie
Bei der Baurealisierung ist auf den Einsatz von umweltverträglichen und nachhaltigen 
Baustoffen zu achten. 

16

17

Plangrundlage
Der Plandarstellung dieses Bebauungsplans liegen die aktuellen Vermessungen der 
Stadt Freising zugrunde. Die Maße sind an Ort und Stelle vom potentiellen Bauherrn  
zu überprüfen. Rechte können aus der Plandarstellung nicht abgeleitet werden. 

15

13

18 DIN Normen
Folgende in diesem Bebauungsplan genannten DIN-Normen können bei der Stadt 
Freising, Amtsgerichtsgasse 1, 85354 Freising eingesehen werden: 
- DIN 18005-1, Juli 2002, Schallschutz im Städtebau
- DIN 4150 Teil 2, Ausgabe Juni 1999, Erschütterungen im Bauwesen - Einwirkungen 

auf Menschen in Gebäuden
- DIN 4109, Januar 2018, Schallschutz im Hochbau; Teil 1 Mindestanforderungen, 

Teil 2 Rechnerische Nachweise
- DIN 18920, Juli 2014; Vegetationstechnik im Landschaftsbau- Schutz von Bäumen, 

Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen
- DIN 45691: 2006-12, Geräuschkontingentierung
- DIN 18196, Mai 2011; Erd- und Grundbau _ Bodenklassifikation für bautechnische 

Zwecke
- DIN 18040-3, Dezember 2014; Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 3 

Öffentlicher Verkehrs- und Freiraum
- ZTV-Vegtra-Mü (Stand: 7/2016), Zusätzliche Technische Vorschriften für die 

Herstellung und Anwendung verbesserter Vegetationstragschichten. 

10

Versickerung
Eine den rechtlichen und fachlichen Anforderungen entsprechende 
Niederschlagswasserbeseitigung ist über ein Versickerungsgutachten im Rahmen der 
Bauausführung nachzuweisen. Zudem ist ein Überflutungsnachweis mit einem 
Speicherraum für ein 100-jährliches Regenereignis + 15 % Klimazuschlag mit 
15-minütiger Dauer zu erstellen und mit den Bauvorlagen einzureichen. Auf das 
Gutachten zur Regenwasserversickerung mit Überflutungsprüfung, Dr.-Ing. Joachim 
Löhr, Stand 07.05.2023 wird verwiesen. 

11

Artenschutz
a) Entsprechend des im Rahmen der Bebauungsplanung erstellten Fachbeitrags zur 

speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung sind folgende Vermeidungs-, Ausgleichs- 
und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchzuführen: 
- Rodungsarbeiten bzw. Baufeldfreimachung vom 1. Oktober bis 28. Februar
- Ökologische Baubegleitung, um die fachgerechte Durchführung der Maßnahmen 

sicher zu stellen. 
b) Auf vogelgefährdende Glasflächen ist zu verzichten, insbesondere als 

Lärmschutzverglasung, an Durchgängen und als Eckverglasung. Es wird empfohlen, 
Vogelschutzglas der Kategorie A nach ONR 191040 einzusetzen. Des weiteren gelten 
die Hinweise des Leitfaden der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten, 
Beschluss 21/01 vom 19.02.2021 „Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben.

c) Beleuchtungen sind insektenfreundlich auszuführen. d. h. keine Verwendung von 
Leuchtmitteln mit Streulicht sondern Leuchten mit zielgerichteter Lichtverteilung und 
Leuchtmittel mit nur geringem kurzwelligem Strahlungsanteil, z. B. LED-Leuchtmittel 
mit warmweißer Lichtfrarbe < 3.500 Kelvin. 

Zu- und Abluftöffnungen der Tiefgaragenlüftung sind so anzuordnen und auszustatten, 
dass Nachbarn weder durch Lärm noch durch Gerüche gestört oder belästigt werden 
und der Abtransport von Luftschadstoffen in die freie Luftströmung gewährleistet ist

9. GARAGEN, STELLPLÄTZE, FEUERWEHR

9.1

9.5

Die gem. Nr. 9.1 dieser Satzung erforderlichen Stellplätze sind in Tiefgaragen 
unterzubringen, mit Ausnahme der Besucherstellplätze, die im öffentlichen Raum 
nachgewiesen werden können. 

Es gilt die Satzung der Stadt Freising über die Herstellung und Bereithaltung von 
Abstellplätzen für Fahrräder. Abweichend davon wird die Zahl der Abstellpätze wie 
folgt festgesetzt: 
- Einraumwohnungen 1,35 APL/Wohnung
- Sonstige Wohnunge bis 70 m² Wohnfläche 2,7 APL/Wohnung
- Sonstige Wohnungen ab 70 m² Wohnfläche 4,05 APL/Wohnung 

9.6 Die erforderlichen Fahrradabstellplätze sind nur ebenerdig innerhalb der Gebäude und 
innerhalb der dafür ausgewiesenen Flächen für Nebenanlagen sowie in der Tiefgarage 
zulässig. 

Im Bereich der Hauszugänge sind nicht überdachte Besucherstellplätze für max. 10 
Fahrräder zulässig, wenn sie in räumlichen Zusammenhang mit den Hauseingängen 
stehen und mit den Belangen der Grünordnung vereinbar sind. Die Fahrradstellplätze 
sind wasserdurchlässig als wassergebundene Decke, Schotterrasen oder 
Rasenfugenpflaster auszuführen. 

9.9

9.4 Oberirdische Stellplätze sind wasserdurchlässig in Fugenpflaster oder 
Rasenfugenpflaster auszuführen.

9.2

Es gilt die Satzung der Stadt Freising über die Herstellung von Stellplätzen und Gargen 
(Stellplatzsatzung). Abweichend davon werden die benötigten Stellplätze der 
Wohnungen mit 1,0 Stellplätzen je Wohnung und die Reiheneinzelhäuser mit 1,5 
Stellplätzen ermittelt. Zusätzlich sind 20 % Besucherstellplätze nachzuweisen. Für 
Wohnungen des geförderten Wohnungsbaus gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Freising. 

Oberirdische Stellplätze sind nur innerhalb der dafür ausgewiesenen Flächen zulässig. 9.3

9.10 Zu- und Abluftöffnungen der Tiefgaragen und Kellerräume sind innerhalb des mit 
Planzeichen 6.4 und 6.5 umgrenzten Bereichs ausgeschlossen.

9.7

9.11 Feuerwehraufstellflächen sind wasserdurchlässig als Rasengitterstein oder Rasenliner 
mit einem Rasenanteil von mind. 40 % herzustellen. 

9.12 Die Rampe der Tiefgaragenausfahrt ist einzuhausen.
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Flächen für den Gemeinbedarf, gemäß Ziffer 1.2.1

Straßenbegrenzungslinie

4. VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche Strassenverkehrsflächen4.1

4.2.1

4.3

P  

öffentliche Parkfläche

ART DER BAULICHEN NUTZUNG  
(§ 9 Abs.1 Nr.1 und 5 BauGB ; §§ 1-11 BauNVO )

1.

I. Festsetzungen durch Planzeichen

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
mit Nummerierung des Bauraums hier z. B. 2

1.1

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO )

Grundfläche, Höchstmaß (hier z.B 345 m2 Grundfläche)

Geschossfläche, Höchstmaß (hier z.B 1334 m2 Geschossfläche)

2.1 GR 345

GF 13342.2

Anzahl der Vollgeschosse, Höchstmaß (hier z.B. 3 Vollgeschosse)III2.3

Wandhöhe in Meter, mit Nummerierung, hier z. B. WH212,60 m, Höchstmaß
gem. textlicher Festsetzung 2.1, Bezugspunkt Planzeichen 6.2

WH 12,6022.4

3. BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Hausgruppen zulässig
 

E

H

Baulinie

Baugrenze

FD Flachdach

Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen, 
Kindertagesstätte (KiTa)

1.2

4.2.2

Fußgängerbereich

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
gemäß Ziffern 4.2.1 bis 4.2.3

4.2

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

0

Carsharing Parkplatz4.2.3 CP

1.2.1
 

 
WA2

2.5 Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets
hier Anzahl Vollgeschosse und der Wandhöhe

Schnitt S1 als Hinweis - Reihenhaus mit Garten

Grünplanung:                 Amt 61

Die Stadt Freising erlässt aufgrund der §§ 2 Abs. 1, 9 und 10 Abs. 1 des 
Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1353), Art. 
23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Art. 57a Abs. 2 des 
Gesetztes vom 22.07.2022 (GVBl. S. 374), Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt 
geändert durch § 4 des Gesetzes vom 25.05.2021 (GVBl. S. 286) und der Verordnung 
über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) diesen Bebauungsplan als

S A T Z U N G

Die Satzung besteht aus

Bebauungsplanung:       planetz architektenpartnerschaft mbB

Datum:                            16.06.2023 / geändert 
                   

Bebauungsplan Nr. 162
"NEUSTIFTER FELD" 
mit Grünordnungsplan

Teil I: Festsetzungen, Hinweise, nachrichtliche Übernahmen 
durch Planzeichen

Teil II:  Festsetzungen und Hinweise durch Text
Teil III:  Begründung

1. Der Planungs- und Umweltausschuss hat in der Sitzung vom xx.xx.xxxx die Aufstellung 
des Bebauungsplans beschlossen. Der Beschluss wurde am xx.xx.xxxx ortsüblich 
bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 
xx.xx.xxxx hat in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 
xx.xx.xxxx hat mit Schreiben vom xx.xx.xxxx unter Fristsetzung bis xx.xx.xxxx 
stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom xx.xx.xxxx wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit 
Schreiben vom xx.xx.xxxx unter Fristsetzung von einem Monat beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom xx.xx.xxxx wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx öffentlich 
ausgelegt.

6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom xx.xx.xxxx wurden die von 
der Änderung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4a Abs. 3 BauGB mit Schreiben vom xx.xx.xxxx unter Fristsetzung bis xx.xx.xxxx 
beteiligt.

7. Die Stadt Freising hat mit Beschluss des Planungs- und Umweltausschusses vom 
xx.xx.xxxx den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 
xx.xx.xxxx als Satzung beschlossen.

Freising, den ……….

………………………………………………… (Siegel)
Tobias Eschenbacher, Oberbürgermeister

8. Ausgefertigt

Freising, den ……….

……………………………………………..… (Siegel)
Tobias Eschenbacher, Oberbürgermeister

9. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde am  ………………  gemäß § 
10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist 
damit in Kraft getreten.

Freising, ……….

……………………………………………….. (Siegel)
Tobias Eschenbacher, Oberbürgermeister

Verfahrensvermerke

FREISING

M 1/200

Schnitt S2 als Hinweis - Mobilitätszentrum M 1/200

M 1:500

N

BAUSENAT 07
.03

.20
24
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